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Kündigung des Arbeitsplatzes

So verhalten Sie sich richtig! – 10 wichtige Tipps
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Kündigung des Arbeitsverhältnisses
durch den Arbeitgeber – Form und
Zeitpunkt

Seit dem 01.05.2000 ist eine Kündigung nur wirk-
sam, wenn die Schriftform eingehalten ist. Dies gilt
auch für einen Auflösungsvertrag.

Mündlich ausgesprochene Kündigungen sind daher
unwirksam.

Sie sollten allerdings zu besonderer Vorsicht Anlass
geben, da üblicherweise einer nur mündlich aus-
gesprochenen Kündigung eine schriftliche Kündi-
gungserklärung nachfolgt.

Mit dem Zugang einer schriftlichen Kündigung
beginnt für den Arbeitnehmer, der sich gegen die
Kündigung wehren will, eine unbedingt einzuhaltende
3-Wochen-Frist für die Erhebung einer Kündigungs-
schutzklage zum Arbeitsgericht. Die Kündigung geht
dem Arbeitnehmer zu, wenn nach den Umständen
mit der tatsächlichen Entgegennahme des Kündi-
gungsschreibens gerechnet werden kann. Dieses
muss nicht persönlich übergeben werden, es kann
auch durch Boten, per Post etc. zugestellt werden.
Besondere Vorsicht ist geboten, wenn der Arbeit-
nehmer z. B. wegen Urlaubs, Krankenhausaufent-
halts, Kur oder sonstiger Abwesenheit an der unver-
züglichen Kenntnisnahme gehindert ist. Hierzu noch
in Tipp 2.

Der Grundsatz ist, dass die 3-Wochen-Frist für die
Kündigungsschutzklage nur eingehalten ist, wenn
die Klage innerhalb der Frist bei dem für das
Arbeitsverhältnis zuständigen Arbeitsgericht einge-
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gangen ist. Bei der Berechnung dieser Frist wird der
Tag des Zugangs nicht mitgerechnet. 

BEISPIEL: Zugang der Kündigung 01.09., 
letzter Tag der Frist 22.09.

Zugang der Kündigung während
Urlaubs, Krankenhausaufenthalts
oder sonstiger Abwesenheit

Wie oben schon angesprochen, ist die 3-Wochen-
Frist unbedingt zu beachten. Ansonsten wird die
Kündigung als wirksam behandelt, ohne dass es
darauf ankommt, ob die Kündigung tatsächlich
begründet war oder nicht.

Nur in Ausnahmefällen kann dann, wenn die Klage-
frist versäumt worden ist, die nachträgliche Zu-
lassung einer verspäteten Klage durch das Arbeits-
gericht erreicht werden. Dieser Antrag ist innerhalb
von 2 Wochen nach Wegfall des Hindernisses, das
zur Fristversäumnis geführt hat, zu stellen (Eingang
bei Gericht). Er ist nur dann begründet, wenn der
Arbeitnehmer trotz Anwendung aller ihm nach Lage
der Umstände zuzumutenden Sorgfalt verhindert
war, die Frist einzuhalten. Die Hinderungsgründe
sind selbstverständlich im einzelnen darzulegen und
unter Beweis zu stellen. Diese nachträgliche Zu-
lassung bei Versäumung der Klagefrist ist ohne
anwaltliche Hilfe und Unterstützung nicht ohne wei-
teres fehlerfrei durchzuführen. Es empfiehlt sich
daher, insofern unverzüglich einen Rechtsanwalt
hinzuziehen.
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Vertretung vor dem Arbeitsgericht 

Vor dem Arbeitsgericht (in erster Instanz) besteht
kein Anwaltszwang.

Grundsätzlich kann sich derjenige, der sich gegen
eine Kündigung wehren will, selbst vertreten.

Auch die Kündigungsschutzklage kann von dem
Gekündigten selbst eingereicht werden.

Bei den Arbeitsgerichten sind Rechtsantragstellen
eingerichtet, besetzt mit Rechtspflegern und Rechts-
pflegerinnen, die bei der Formulierung einer Kündi-
gungsschutzklage unterstützend tätig werden.

Bei der dort herrschenden Arbeitsbelastung lässt
sich allerdings manchmal die Frage stellen, ob der
zugrundeliegende Sachverhalt, der zu einer Kündi-
gung bzw. der Kündigungsschutzklage geführt hat,
immer ausreichend deutlich erfasst und formuliert
wird. Schließlich geht es bei einer Kündigung eines
Arbeitsverhältnisses immer um individuelle Sach-
verhalte und Umstände.

Rechtmäßigkeit einer ordentlichen
Kündigung

1) Bei einer ordentlichen (fristgerechten) Kündi-
gung ist zunächst einmal zu prüfen, ob die für
das Arbeitsverhältnis maßgebenden Kündigungs-
fristen eingehalten sind.
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Diese können sich ergeben aus dem Einzel-
arbeitsvertrag, aus Betriebsvereinbarungen, aus
Tarifverträgen oder aus dem Gesetz (§ 622 BGB).
Welche Kündigungsfrist im Einzelfall zur An-
wendung kommt, kann daher nicht allgemein
gesagt werden, da dies der Prüfung im indivi-
duellen Fall bedarf.

2) Im Falle einer ordentlichen Kündigung durch
einen Arbeitgeber, der regelmäßig mehr als 5
Arbeitnehmer beschäftigt (ohne Auszubildende),
ist dann, wenn das Arbeitsverhältnis länger als 
6 Monate bestanden hat, weiter festzustellen, ob
die ausgesprochene Kündigung wirksam ist.

Dies erfolgt anhand der Grundsätze des Kündi-
gungsschutzgesetzes.

Hiernach ist eine Kündigung nur wirksam, wenn
sie sozial gerechtfertigt ist. Sozial gerechtfertigt
kann sie sein, wenn die Kündigung durch
Gründe, die in der Person des Arbeitnehmers
liegen, durch Gründe, die in dem Verhalten des
Arbeitnehmers liegen oder aus betriebsbeding-
ten Gründen ausgesprochen worden ist. 

a) Personenbedingte Gründe können beispiels-
weise sein:

➢ Länger andauernde Krankheit mit 
schlechter Prognose einer Gesundung

➢ Fehlende Aufenthaltsgenehmigung
➢ Fehlende Arbeitsgenehmigung
➢ Fehlende Berufsausübungserlaubnis
➢ Die Verbüßung von Freiheitsstrafen
➢ Nachgewiesene fehlende Eignung 

oder Befähigung des Arbeitnehmers
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➢ Länger andauernder ausländischer 
Wehrdienst 

➢ etc.

b) Verhaltensbedingte Gründe können beispiels-
weise sein:

➢ Arbeitsverweigerung
➢ Beleidigungen
➢ Störung des Betriebsfriedens
➢ Fehl-, Schlecht- oder unzureichende

Leistungen
➢ Nebentätigkeiten während

Arbeitsunfähigkeit
➢ Tätlichkeiten, auch gegenüber Arbeits-

kollegen
➢ Vergleichbare Sachverhalte

c) Betriebsbedingte Gründe können beispiels-
weise sein:

➢ Wegfall des Arbeitsplatzes infolge von 
Absatzschwierigkeiten

➢ Auftragsmangel
➢ Schließung von Betrieben oder Betriebs-

teilen
➢ Fehlende Rentabilität von Betrieben oder 

Betriebsteilen
➢ Umsatzrückgang
➢ Veränderte Arbeitsmethoden und Arbeits-

abläufe

Bei den betriebsbedingten Gründen (wofür der
Arbeitgeber beweispflichtig ist) bedarf es zusätz-
lich der Prüfung, ob unter mehreren Beschäftig-
ten die sogenannte Sozialauswahl seitens des
Kündigenden richtig getroffen worden ist.
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Auch diese Sachverhalte bedürfen jeweils einge-
hender individueller Betrachtung.

3) Wir hatten oben ausgeführt, dass das Kündi-
gungsschutzgesetz nur ab einer bestimmten Be-
triebsgröße (mindestens 5 Arbeitnehmer) zur
Überprüfung von Kündigungen zur Anwendung
kommt.

Aber auch dann, wenn der Arbeitnehmer in
einem sogenannten Kleinbetrieb (mit weniger
als 5 Arbeitnehmern) beschäftigt ist, ist er nicht
grundsätzlich rechtlos gestellt.

Das Bundesverfassungsgericht hat in zwei Ent-
scheidungen aus dem Jahre 1998 festgestellt,
dass ein Kündigungsschutz auch außerhalb des
Anwendungsbereichs des Kündigungsschutz-
gesetzes besteht. Auch wenn die Vorschriften
des Kündigungsschutzgesetzes nicht unmittelbar
zur Anwendung kommen, soll der Arbeitnehmer
auch in Kleinbetrieben jedenfalls vor willkür-
lichen oder sachfremden Kündigungen geschützt
sein. Inwieweit sich diese Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts auf Entscheidungen
der Arbeitsgerichte unmittelbar auswirken wird,
kann gegenwärtig noch nicht abgeschätzt werden.

Rechtmäßigkeit einer außerordent-
lichen (fristlosen) Kündigung

Grundsätzlich ist eine fristlose Kündigung nur dann
zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer
dem Kündigenden die Fortsetzung des Arbeitsver-
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hältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht
zugemutet werden kann.

Eine Kündigung aus wichtigem Grund ist nur mög-
lich innerhalb einer Frist von 2 Wochen seit Kennt-
nis des Arbeitgebers von den maßgeblichen Um-
ständen, die zur Kündigung Anlass gegeben haben.

Gründe für eine außerordentliche Kündigung müs-
sen daher schwerwiegend sein. Sie können in perso-
nen- oder verhaltensbedingten Gründen des Arbeit-
nehmers liegen.

Im Regelfall ist die außerordentliche und fristlose
Kündigung die einschneidendste Maßnahme, die
erst dann ergriffen werden darf, wenn vorherige
Abmahnungen des Arbeitnehmers erfolglos geblie-
ben sind. Daher sind unberechtigte Abmahnungen
„gefährlich“ und können und sollten vor dem
Arbeitsgericht überprüft werden.

Selbstverständlich ist auch im Falle einer außeror-
dentlichen Kündigung die oben genannte 3-Wochen-
Frist für die Einreichung einer Kündigungsschutz-
klage zum Arbeitsgericht zu beachten.

Besonderer Kündigungsschutz für
bestimmte Personengruppen

Neben den vorgenannten Grundsätzen des allgemei-
nen Kündigungsschutzes gibt es besondere Vor-
schriften für bestimmte besonders geschützte Per-
sonengruppen, z.B. bei Schwangerschaft, während
der sogenannten Elternzeit (früher Mutterschutz),
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für Schwerbehinderte, Auszubildende oder für Mit-
glieder von Betriebsräten.

Besondere Schutzrechte können sich auch in
Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen, unter Um-
ständen auch in Individualarbeitsverträgen finden.

Da hier unterschiedliche rechtliche und gesetzliche
Regelungen zu beachten sind, sollten bei Zugehörig-
keit zu einer der besonderen Personengruppen
unverzüglich Informationen eingeholt werden.

Besonderheiten bei Bestehen eines
Betriebsrats

Besteht im Unternehmen ein Betriebsrat, so ist die-
ser durch den Arbeitgeber vor jeder Kündigung zu
hören. Dem Betriebsrat sind die Gründe der Kündi-
gung mitzuteilen.

Unterlässt der Arbeitgeber eine solche Anhörung,
so ist die ausgesprochene Kündigung unwirksam.
Da diese Unwirksamkeit nur auf entsprechende
Beanstandung beachtet wird, muss der Arbeit-
nehmer ebenfalls Klage bei dem zuständigen Arbeits-
gericht – wiederum innerhalb der oben genannten
3-Wochen-Frist – erheben mit der ausdrücklichen
Begründung, dass die Anhörung des Betriebsrats
unterlassen worden ist.

Arbeitslosenmeldung

Ab 01.07.2003 ist gesetzlich neu geregelt worden,
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dass ein gekündigter Arbeitnehmer unverzüglich
nach Erhalt der Kündigung sich bei dem zuständi-
gen Arbeitsamt melden muss und die Kündigung
mitteilen muss.

Unterlässt er dies, so läuft er Gefahr, einen Teil sei-
nes Arbeitslosengeldes zu verlieren.

Für den Bereich des Arbeitsamtes Bad Homburg
gibt es eine Presseinformation, wonach der gekün-
digte Arbeitnehmer seiner Pflicht schon genügt,
wenn er sich spätestens 3 Monate vor Ablauf der
Kündigungsfrist bei dem Arbeitsamt meldet. 

Wir empfehlen allerdings nicht, sich auf diese
Mitteilung zu verlassen. Abgesehen davon macht es
sicherlich Sinn, die Arbeitsvermittlung des Arbeits-
amts in einem möglichst frühen Stadium in An-
spruch zu nehmen. 

Ende des Arbeitsverhältnisses und
Aufhebungsvereinbarung

Häufig wird ein Streit über die Wirksamkeit einer
Kündigung durch eine Aufhebungsvereinbarung
beendet. Diese muss schriftlich geschlossen wer-
den. Sie hat den Inhalt, dass der Arbeitnehmer
dafür, dass er eine ausgesprochene Kündigung
akzeptiert, eine Abfindung erhält.

Diese Abfindung ist, wenn sie als Ausgleich für den
Verlust des Arbeitsplatzes (und nicht etwa als
Nachzahlung von rückständigen Lohn- und Gehalts-
ansprüchen etc.) gezahlt wird bis zu einem Betrag
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in Höhe von 8.181,00 e einkommensteuerfrei und
wird brutto für netto ausgezahlt.

Je nach erreichtem Alter des Arbeitnehmers können
die steuervergünstigten Abfindungsbeträge auch
höher liegen.

Üblicherweise wird innerhalb einer derartigen
Aufhebungsvereinbarung auch das Ende des Arbeits-
verhältnisses zwischen Parteien des Arbeitsvertrages
vereinbar.

Hierbei ist dem Arbeitnehmer anzuraten, und zwar
zur Vermeidung von Nachteilen, insbesondere von
Sperrzeiten im Zusammenhang mit Leistungen des
Arbeitsamtes im Falle von Arbeitslosigkeit, keine
Beendigung des Arbeitsverhältnisses für einen
Zeitpunkt vor Ablauf der für den Arbeitnehmer gel-
tenden Kündigungsfrist zu vereinbaren.

Wichtiger Gesichtspunkt einer derartigen Aufhe-
bungsvereinbarung kann auch die Erstellung eines
Arbeitszeugnisses sein. Der Arbeitgeber hat zwar
grundsätzlich ein wohlwollendes und qualifiziertes
Zeugnis zu erteilen; zur Vermeidung von etwaigen
späteren Streitigkeiten über Inhalt und Formu-
lierung des Zeugnisses kann selbstverständlich im
Rahmen einer Aufhebungsvereinbarung vereinbart
werden, mit welchen Einzelheiten ein Zeugnis erteilt
werden soll.

Auch etwaige weitere regelungsbedürftige Punkte
können geklärt werden, wie etwa Rückgabe von
Firmeneigentum, Ausgleich von Provisionen, Tantie-
men, die Abgeltung von nicht genommenem Jahres-
urlaub etc.
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Grundsätzlich ist anzumerken, dass ein Aufhebungs-
vertrag für den Arbeitnehmer nicht unerhebliche
Risiken birgt. Er sollte nur wohlüberlegt und in
Kenntnis der gesamten rechtlichen Situation abge-
schlossen werden. Der Arbeitnehmer sollte hier
ernsthaft überlegen, ob er dies allein oder mit an-
waltlicher Hilfe durchführen möchte.

Kosten von Gericht und Rechtsanwalt

Regelmäßig ist es von Vorteil, wenn der Arbeit-
nehmer einen auf Arbeitsrecht spezialisierten und
qualifizierten Rechtsanwalt zu Rate zieht. Dessen
Kosten ergeben sich aus der Bundesrechtsanwalts-
gebührenordnung (BRAGO). Ihre Höhe richtet sich
nach dem Streitwert, der sich regelmäßig nach dem 
3-fachen des zuletzt bezogenen Monatsgehalts
bemisst. 

Gerichtskosten sind nur dann an das Gericht zu
bezahlen, wenn das Verfahren durch Urteil abge-
schlossen wird.

Bei einer Beendigung des Verfahrens durch Ver-
gleich sind keine Gerichtskosten fällig. Es können
allerdings Kosten für Zustellungen und etwaige
Entschädigungen für Zeugen berechnet werden.

Es ist auch noch darauf hinzuweisen, dass bei
Verfahren vor den Arbeitsgerichten in der ersten
Instanz jede Partei ihre eigenen außergerichtlichen
Kosten, d.h. Anwaltskosten, etc. selbst bezahlt, und
zwar unabhängig davon, ob der Prozess gewonnen,
verloren oder vergleichsweise erledigt wird.
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